
' 3.2.1. geltende Ordnungsstrafbestimmungen

d) im Schutzstreifen erlaubnispflichtige Arbeiten 
ohne Erlaubnis ausführt oder ausführen läßt,

e) die Meldepflicht über das Aus- und Einlaufen 
von Wasserfahrzeugen verletzt,

f) mit Tauchgeräten ohne Erlaubnis oder außerhalb 
der freigegebenen Gebiete taucht,

g) die Registrierpflicht für Wasserfahrzeuge ver­
letzt und die Bestimmungen über die Benutzung 
von Sportbooten und deren Stationierung auf 
den festgelegten Liegeplätzen nicht einhält,

h) die zur Gewährleistung der Sicherheit und Ord­
nung in den Grenzgebieten erteilten Auflagen 
der Schutz- und Sicherheitsorgane nicht erfüllt,

i) im Grenzgebiet Fahrzeuge und selbstfahrende 
Arbeitsgeräte ohne Sicherung vor unberechtigter 
Benutzung abstellt,

k) die Bestimmungen über die Erlaubnispflicht für 
Veranstaltungen im Grenzgebiet verletzt,

l) in der Grenzzone an Feriengäste ohne Erlaubnis 
der zuständigen staatlichen Organe Zimmer oder 
Schlafstellen überläßt,

m) ohne Erlaubnis im Schutzstreifen oder in der 
Sperrzone zeltet, in Kraftfahrzeugen, Wohn- und 
Campingwagen übernachtet oder in der Grenz­
zone außerhalb festgelegter Plätze bzw. ohne gül­
tige Zelterlaubnis Wohn- und Campingwagen 
aufstellt oder zeltet,

n) Fischerei-, Angel- oder Badeverbote bzw. die 
Bestimmungen über die Benutzung sonstiger 
Schwimmkörper nicht einhält,

o) die Bestimmungen über das Jagen und Sport­
schießen sowie über die Lagerung und Aufbe­
wahrung von Jagd- und Sportwaffen sowie von 
patronierter Munition und Sprengmitteln im 
Grenzgebiet nicht einhält oder

p) der Pflicht zur Freihaltung der Grenzzeichen 
nicht nachkommt,

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
500 M belegt werden.
(2) Wenn eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1
a) wiederholt innerhalb von 2 Jahren begangen und 

mit Ordnungsstrafe geahndet wurde,
b) einen größeren Schaden verursacht hat oder
c) die Sicherheit und Ordnung im Grenzgebiet er­

heblich beeinträchtigte,
kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M ausgespro­
chen werden.
(3) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß 
Abs. 1 sind die dazu ermächtigten Angehörigen der 
Deutschen Volkspolizei oder die ermächtigten Mit­
arbeiter der örtlichen Räte befugt, eine Verwarnung 
mit Ordnungsgeld in Höhe von 1 bis 20 M auszuspre­
chen.
(4) Gegenstände, die zur Begehung einer Ord­
nungswidrigkeit benutzt wurden, können neben an­
deren Ordnungsstrafmaßnahmen oder selbständig 
ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse oder 
Rechte Dritter entschädigungslos eingezogen wer­

den. Erteilte Erlaubnisse können entzogen wer­
den.
(5) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt entsprechend der jeweiligen Zuständigkeit 
den Leitern der Dienststellen der Deutschen Volks­
polizei oder den für das jeweilige Fachgebiet zustän­
digen Stellvertretern der Vorsitzenden der Räte der 
Kreise.
(6) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. INr. 3S. 101).

132.
Gesetz vom 25. März 1982 
über den Wehrdienst in der 
Deutschen Demokratischen Republik 
- Wehrdienstgesetz -
(GBl. I Nr. 12 S. 221)

§ 42
Ordnungsstrafbestimmungen
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. der Aufforderung zur Erfassung, Musterung, 

Einberufungsüberprüfung oder Feststellung der 
Diensttauglichkeit nicht oder nicht pünktlich Fol­
ge leistet,

2. sich nicht unverzüglich nach Vollendung des 
19. Lebensjahres bei dem für seinen Wohnsitz zu­
ständigen Wehrkreiskommando meldet, wenn er 
bis zu diesem Zeitpunkt keine Aufforderung zur 
Musterung oder sonst keine Kenntnis über die 
Musterung erhalten hat,

3. der Auflage, sich fachärztlicher Behandlung zu 
unterziehen, nicht unverzüglich nachkommt,

4. den Wehrdienstausweis oder den Einberufungs­
befehl nicht annimmt,

5. seinen Wehrdienstausweis oder Einberufungsbe­
fehl nicht sorgfältig aufbewahrt,

6. seiner Mitteilungs- bzw. Meldepflicht gegenüber 
dem zuständigen Wehrkreiskommando oder der 
Anordnung des Wehrkreiskommandos zum per­
sönlichen Erscheinen nicht oder nicht unverzüg­
lich nachkommt,

7. eine Auflage zur Vorbereitung auf den Wehr­
dienst bzw. eine solche, die der möglichen Einbe­
rufung dient, nicht oder nicht vollständig erfüllt,

8. unrichtige oder unvollständige Angaben macht 
oder andere Handlungen begeht, um dadurch 
seine Einberufung zu verzögern, bzw. an solchen 
Handlungen mitwirkt oder

9. Uniformen, Teile von Uniformen oder Ausrü­
stungsgegenstände der Nationalen Volksarmee, 
der Grenztruppen der Deutschen Demokrati­
schen Republik oder der Organe nach § 2 Abs. 3 
unberechtigt sich oder einem anderen verschafft 
oder sie ohne Erlaubnis benutzt,
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